
bedingte Lebensstufen oder Lebensformen dieser sozia­
listischen Persönlichkeit. Die bisherige systematische 
Stellung erscheint daher durchaus gerechtfertigt, zumal 
die Grundsatzbestimmung durchaus nicht an K a p i t e l  
oder A b s c h n i t t e ,  sondern an Tatbestandskomplexe, 
wie oben dargelegt, gebunden ist. Damit ist bereits 
auch die Linie für die von der Unterkommission im 
Besonderen Teil noch zu bearbeitenden Probleme fest­
gelegt. Die allgemeine Linie der Strafpolitik, wie sie in 
der Grundsatzbestimmung plastisch in ihren politischen 
und gesellschaftlichen Fundamenten beschrieben sein 
soll, wird verdeutlicht und konkretisiert durch die Tat­
bestände des Besonderen Teils. Hier müssen anschau­
lich alle konkreten Bedingungen, Umstände oder Vor­
aussetzungen genannt und beschrieben sein, die in 
bezug auf Subjekt und Handlung gegeben sein müssen, 
um das Strafrecht — den Strafzwang — anzuwenden. 
Um den Übergang von der allgemeinen oder — bei 
Anknüpfung an bestimmte Komplexe — auch von der 
besonderen Grundsatzbestimmung zur konkreten Straf­
tat organisch zu gestalten und damit die komplexe An­
schaulichkeit und Einheitlichkeit zu sichern, sollte ge­
prüft werden, ob und inwieweit positive Gebote oder 
Hinweise auf das von jedem verantwortungsbewußten 
Bürger zu erwartende Verhalten innerhalb derjenigen 
Beziehungen, welche der Norm als sog. Objekt zugrunde 
liegen, aufgenommen werden können oder auch auf­
genommen werden müssen, ohne allerdings die 
Prägnanz und die notwendige Straffheit (Kürze) der 
Norm darunter leiden zu lassen.

Es gibt noch andere Probleme, die bei der erneuten 
kritischen Überprüfung der von uns zu erarbeitenden 
Komplexe des Besonderen Teils einer im gesellschaft­
lichen Interesse stehenden Lösung entgegengeführt 
werden müssen.

Zu prüfen ist z. B. der Komplex der Erziehungspflich­
ten, der sich organisch aus der Forderung der Partei 
zur sozialistischen Erziehung der jungen Generation ab­
leitet.« Das Ziel der Erarbeitung dieses Komplexes muß 
darin bestehen, die Kriterien zu finden, die die straf­
politische Generallinie bei der Bekämpfung wirklich 
gesellschaftsgefährlicher, d. h. wahrhaft verbrecherj- 
scher Vernachlässigungen der allgemein aufgestellten 
Grundsätze zur sozialistischen Erziehung und der dar­
aus resultierenden Rechtspflichten konkretisiert und an­
schaulich werden läßt. Unter Berücksichtigung der Per­
spektive, daß die Gesellschaft selbst und ihre Organe 
den staatlich gelenkten und geleiteten Erziehungsprozeß 
mehr und mehr in die eigenen Hände nehmen werden 8

8 W. Ulbricht, Der Kampf um den Frieden, für den Sieg des 
Sozialismus, für die nationale Wiedergeburt Deutschlands als 
friedliebender, demokratischer Staat, Berlin 1958, S. 125.

und sich damit ihr Einfluß auf die Erziehungsverhält­
nisse, auf das ganze Erziehungswesen — zu denken ist 
an die sich immer mehr durchsetzende Ganztags­
erziehung — verstärkt, ist es erforderlich, besonders 
sorgfältig das bisherige Kriterium — erhebliche Ge­
fährdung der körperlichen, geistigen und sittlichen Ent­
wicklung — zu prüfen. Dies muß unter dem Aspekt ge­
schehen, ob dieses Kriterium unter Berücksichtigung 
der o. a. Perspektive geeignet ist, wirklich die N o t ­
w e n d i g k e i t  der staatlichen Reaktion zu begründen. 
Ausgehend vom Sorgerecht und den Sorgepflichten der 
Eltern, wie körperlich-materielle Betreuung, Pflege, 
Wartung oder geistig-sittliche, d. h. politisch-ideolo­
gische Erziehung, sollte möglicherweise der Versuch 
unternommen werden, Abgrenzungskriterien für das 
nichtstrafwürdige vom strafwürdigen Vernachlässigen 
in Gestalt bestimmter Schädigungen herauszukrdstalli- 
sieren. Dabei kann unter Umständen dieses Kriterium, 

.das den Grad der Vernachlässigung nach unserer Auf­
fassung objektiv zum Ausdruck bringt, verschieden — 
entsprechend den unterschiedlichen Alters- und Ent­
wicklungsstadien des Minderjährigen — gestaltet sein. 
Beispielsweise könnte bei einem Säugling die straf­
würdige schuldhafte Vernachlässigung in einer Gesund­
heitsgefährdung gefunden werden, die in der Retar­
dierung biologisch-physiologischer Entwicklungsprozesse 
sichtbar geworden ist.

Sicher sind innerhalb des Komplexes Erziehungs­
pflichten noch andere Fragen zu klären. Auch erneut zu 
überprüfende Komplexe, wie der Schutz Minderjähri­
ger vor sexuellem Mißbrauch, Schwangerschaftsunter­
brechung usw., werfen bedeutende Fragen auf, können 
jedoch hier nicht behandelt werden, da das die Ziel­
stellung dieses Beitrags übersteigen würde.

Uns war daran gelegen, eine kritische Einschätzung 
der von unserer Kommission geleisteten Arbeit vorzu­
nehmen und darzulegen, welche Mängel und Schwächen 
uns hinderten, den politischen Auftrag der Partei bei 
der Erarbeitung eines neuen, sozialistischen Strafgesetz­
buchs im vollen Maße durchzusetzen. Die zweifelsohne 
vorhandenen positiven Ansätze gilt es — in An­
erkennung der kritischen Würdigung unserer bisheri­
gen Arbeit — weiter auszubauen und zu vertiefen. Da­
zu ist es erforderlich, die Atmosphäre der Gesetz­
gebungsarbeit über den Rahmen unserer Kommission 
weiter hinauszutragen und die hier angegebene Rich­
tung bei der Lösung der verschiedenen Probleme frei 
vom bürgerlich-positivistischen Tatbestandsdenken ein­
zuhalten, Nur so werden wir in der Lage sein, die von 
der Partei gestellte Aufgabe, unser Recht in Einklang 
mit dem Grad der gesellschaftlichen Entwicklung zu 
bringen, in Ehren zu erfüllen.

R e c h t  u n d  J u s t i z  i n  W e s t b e r l i n

Ein Prozeß der politischen Offensive
— Zum Klaus-Walter-Prozeß in Westberlin —

Von MARTIN SCHNEIDER, Berlin

Es sollte ein Prozeß gegen die Friedenskräfte werden, 
die in diesem Verfahren in Gestalt des jungen Studen­
ten Klaus Walter vor den Schranken der Westberliner 
Frontstadt-Justiz standen, wenn es nach dem Willen 
von Adenauer und Oberländer gegangen wäre, die die­
sen Prozeß in Szene setzten. Es wurde ein Prozeß 
gegen Oberländer und Globke, die exponierten Vertre­
ter des Neofaschismus im Bonner Staat, ein Prozeß 
gegen das militaristisch-klerikale westdeutsche Herr­
schaftssystem und seinen „Führer“ Adenauer, ein Sieg 
für Klaus Walter und alle Kräfte des Friedens.

Unter dem Druck der Proteste gegen das Verfahren, 
durch die breite Bewegung gegen den Massenmörder 
Oberländer und gegen das Wiedererstehen des Faschis­
mus in Westdeutschland überhaupt, unter der Last des 
Beweismaterials gegen Oberländer und Globke wurde 
die Reaktion in die Defensive gedrängt. Der Prokeß 
wurde zu einem Teil der gewaltigen politischen Offen­
sive aller nationalen Kräfte in Deutschland gegen Mili­
tarismus und Faschismus, für friedliche und demokra­
tische Zustände in Westdeutschland.
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